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Flurbereinigungsverfahren: A 14 Möringen
Landkreis: Stendal
Verfahrens. -Nr. : 611-37SDL041

Vorläufige Anordnung
vom 20.07.2026

Gemäß § 88 Nr. 3 i. V.m. § 36 Abs. 1 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) in der derzeit gültigen
Fassung ergeht folgende vorläufige Anordnung:

A) Verfügender Teil
1. Besitzregelung

Zur Bereitstellung von Flächen für den Neubau der Bundesautobahn (BAB) 14 Magdeburg-Wit-
tenberge-Schwerin, Verkehrseinheit (VKE) 1. 5 AS Lüderitz (L30) bis AS Uenglingen (L15) wird
auf Antrag des Unternehmensträgers zugunsten der Bundesrepublik Deutschland - Bundesstra-
ßenverwaltung, vertreten durch die Autobahn GmbH des Bundes, Niederlassung Ost, folgendes
angeordnet:

Den Beteiligten (Eigentümern, Pächtern und sonstigen Berechtigten) werden zum

01. Oktober. 2026

der Besitz und die Nutzung von Flächen folgender Flurstücke entzogen:

Gemarkung

Tornau

Tornau
Tornau
Tornau

Flur Flurstück

18/1
26/1

175/22
181/22

Buchfläche

m2

233. 080
195.653

1.033
83. 583

zu erwerbende Fläche

m2

21. 790
30.649

494
1.307

Maßnahme/Maßnahmenbezeichnung:

A 28.2 / Pflanzung von Feldgehölzen aus gebietsheimischen Arten, Anlage von artenreichem
Grünland, Strauch- und Baumhecken aus gebietsheimischen Arten und von Ruderalflächen so-
wie Steinschüttungen

Art der Beschränkung:

Die vom Besitzentzug betroffenen Flächen sind in der Besitzregelungskarte, Anlage 1, darge-
stellt. Die Anlage 1 ist Bestandteil dieser Anordnung.

Die Bundesrepublik Deutschland - Bundesstraßenverwaltung, vertreten durch die Autobahn
GmbH des Bundes, Niederlassung Ost wird ab dem

1. Oktober 2026

für den o.g. Zweck in den Besitz der entzogenen Flächen eingewiesen.



Die genaue Lage der entzogenen Flurstücke bzw. Flurstücksteile und deren Größe ergeben sich
aus den planfestgestellten Grunderwerbsplänen und Grunderwerbsverzeichnissen der Verkehrs-
einheit 1. 5.

Die Dauer der Anordnung reicht längstens bis zur Ausführungsanordnung des Flurbereinigungs-
planes (§§ 61 oder 63 FlurbG) bzw. bis zur vorläufigen Besitzeinweisung (§65 FlurbG). Für
Flächen mit einer vorübergehenden Inanspruchnahme endet die Wirkung dieser Anordnung mit
der Beendigung der jeweiligen Baumaßnahme und Übergabe an den Eigentümer/Nutzer.

Eigentumsrechte werden durch diese Anordnung nicht berührt und nach § 44 i. V. m. § 88 Nr. 4
FlurbG gewährleistet. Pachtverträge und die damit verbundenen Zahlungsverpflichtungen beste-
hen weiterhin.

2. Festsetzung der Entschädigung für wesentliche Grundstücksbestandteile, Aufwuchs-
und Nutzungsentschädigungen, An- und Durchschneidungsschäden und Zahlungsan-
Sprüche

Entschädigungen werden im Flurbereinigungsplan geregelt. Zum Ausgleich von Härten kann eine
Entschädigung auch vor Erlass des Flurbereinigungsplans durch die Flurbereinigungsbehörde
festgesetzt werden.

Die Entschädigung wird nach § 88 Nr. 3 FlurbG festgesetzt.

Entschädigungsart und Entschädigungshöhe, für die Nachteile, die den Beteiligten infolge dieser
vorläufigen Anordnung entstanden sind, werden in einem gesonderten Bescheid festgesetzt.

Eine Entschädigungsfestsetzung für An- und Durchschneidungsschäden sowie für Umwege er-
folgt n ur auf Antrag.

Die aus dieser Anordnung entstehenden Nachteile sind den davon betroffenen Beteiligten nach
Festsetzung durch die Flurbereinigungsbehörde vom Unternehmensträger zu entschädigen.

3. Sofortige Vollziehung

Gemäß§ 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) wird hiermit im öffentlichen
Interesse die sofortige Vollziehung der vorläufigen Anordnung angeordnet, mit der Folge, dass
Rechtsbehelfe gegen sie keine aufschiebende Wirkung haben.

4. Auflagen für den Unternehmensträger

Die Zuweisung, der in der Besitzregelungskarte dargestellten Flächen, wird nach § 88 Nr. 3 Satz
2 FlurbG mit folgenden Auflagen verbunden:

Die durch diese Anordnung zugewiesenen Flächen sind in der Ortlichkeit durch Markierungs-
pfähle kenntlich abzustecken.

Während der Bauzeit sind sämtliche erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen zu treffen.

Es ist sicherzustellen, dass die Nutzung der den Beteiligten verbleibenden Flächen durch Maß-
nähmen des Unternehmensträgers nicht unterbrochen wird. Vorhandene Wege sind in
befahrbarem Zustand und für den landwirtschaftlichen Verkehr offen zu halten und gegebenen-
falls sind neue Zu- und Abfahrten zu schaffen.

Die dem bisherigen Nutzer verbleibenden Teilflächen sind, soweit dies erforderlich ist, neu ein-
zuzaunen.



Die ordnungsgemäße Be- und Entwässerung auf den zugewiesenen Flächen ist sicherzustellen,
so dass die Nachbarflächen nicht beeinträchtigt werden.

Vorübergehend zugewiesene Flächen, die zur Aufstellung von Baustelleneinrichtungen und zur
Ablagerung von Baumaterial benutzt werden, sind vor der Rückgabe zu rekultivieren bzw. wie-
derherzustellen. Der Unternehmensträger hat dem ALFF Altmark unverzüglich mitzuteilen, wann
die Baumaßnahme beendet ist und diese Flächen wieder zur Verfügung stehen. Es hat eine pro-
tokollarische Übergabe an den Eigentümer/Bewirtschafter zu erfolgen.

B) Begründungen:

1. Begründung der vorläufigen Anordnung

Das Landesverwaltungsamt in Halle (Saale) hat mit vollziehbarem Beschluss vom 16. 11.2017
das Flurbereinigungsverfahren A 14 Möringen im Landkreis Stendal, Verfahrensnummer:
611-37SDL041 angeordnet.

Bei dem o.g. Flurbereinigungsverfahren handelt es sich um ein Unternehmensflurbereinigungs-
verfahren nach § 87 FlurbG mit dem Ziel, den durch den planfestgestellten Neubau der BAB 14
- Nordverlängerung drohenden Landverlust auf einen größeren Kreis von Grundstückseigentü-
mern zu verteilen, durch das Straßenbauvorhaben für die allgemeine Landeskultur entstehende
Nachteile zu reduzieren und dem Unternehmensträger die erforderlichen Flächen rechtzeitig und
in richtiger Lage bereitzustellen.

Der Planungsabschnitt der BAB 14 VKE 1.5 AS Lüderitz (L30) bis AS Uenglingen (L15) wurde
vom Landesverwaltungsamt mit Beschluss vom 14. 08.2019 festgestellt. Der Planfeststellungsbe-
schluss ist sofort vollziehbar, weswegen mit den Vorarbeiten begonnen werden kann.

Die Autobahn GmbH des Bundes hat mit Schreiben vom 04. 03. 2026 beim Amt für Landwirtschaft,

Flurneuordnung und Forsten Altmark den Erlass einer vorläufigen Anordnung nach § 88 Nr. 3
FlurbG i. V. m. § 36 FlurbG beantragt.

Die Autobahn GmbH des Bundes beabsichtigt die Umsetzung gemäß Planfeststellungsbeschluss
auf der Grundlage des Landespflegerischen Begleitplanes baubegleitend die Komplexmaß-
nähme A 28.2 zu beginnen.

Als Zeitpunkt für den Beginn der Durchführung der Maßnahmen ist der 01. 10.2026 festgelegt.

Es ist erforderlich, eine Regelung über die Nutzungs- und Besitzverhältnisse zu treffen, um die
Umsetzung des Bauvorhabens entsprechend den Bestimmungen des Planfeststellungsbeschlus-
ses zu gewährleisten.

Infolgedessen ist dem Antrag des Unternehmensträgers gemäß § 88 Nr. 3 i. V.m. § 36 FlurbG
stattzugeben.

Die Interessen der bisherigen Besitzer bzw. Nutzer stehen dem nicht entgegen, da sie für die
durch diese vorläufige Anordnung entstehenden Nachteile entschädigt werden. Die Festsetzung
der Entschädigungen bleibt einem gesonderten Bescheid vorbehalten.

Ebenfalls stehen die Interessen der Eigentümer dem nicht entgegen, da durch diese vorläufige
Anordnung die Wirksamkeit von bestehenden Pachtverträgen unberührt bleibt und die Eigentü-
mer weiterhin Anspruch auf Pachtzinszahlung haben. Der Vorstand der Teilnehmergemeinschaft
ist gehört worden.



2. Begründung der sofortigen Vollziehung
Die Voraussetzungen für die Anordnung der sofortigen Vollziehung dieser vorläufigen Anordnung
sind nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) gegeben.

Das öffentliche Interesse besteht, da der dem Unternehmen zugrunde liegende Planfeststellungs-
beschluss kraft Gesetzes sofort vollziehbar ist. Das Gesamtbauvorhaben der BAB 14 ist im
Bedarfsplan für die Bundesstraßen aufgenommen und in die Dringlichkeitskategorie "Vordringli-
chen Bedarf" eingestuft. Der Neubau der BAB 14 ist aus Gründen des Gemeinwohles objektiv
notwendig. Die VKE 1. 5 trägt nachhaltig zu einer Entlastung der Ortslagen Lüderitz, Buchholz,
Dahlen, Insel, Möringen, Uenglingen und Stendal vom überregionalen Durchgangsverkehr, der
von diesem ausgehenden Immissionsbelastung und damit auch zur Verbesserung der Verkehrs-
Sicherheit bei.

Am Neubau der BAB 14 besteht ein besonderes öffentliches Interesse. Eine Verzögerung des
Baubeginns sowie des Baufortganges, durch mögliche mit aufschiebender Wirkung versehene
Rechtsbehelfe gegen die Anordnung, würde die o. a. Verbesserungen des Gemeinwohls auf un-
absehbare Zeit verhindern.

Um das Bauvorhaben BAB 14, VKE 1. 5, einschließlich der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
unverzüglich gewährleisten zu können, muss der Entzug des Besitzes und der Nutzung der aus-
gewiesenen Flächen sofort vorgenommen werden.

Die sofortige Vollziehung dieser vorläufigen Anordnung liegt aus den genannten Gründen im be-
sonderen öffentlichen Interesse und überwiegt das Interesse des Einzelnen an der
Aufrechterhaltung der aufschiebenden Wirkung von Rechtsbehelfen.

C) Hinweise

Durch diese vorläufige Anordnung werden keine eigentumsrelevanten Entscheidungen getroffen.
Die bestehenden Pachtverhältnisse werden durch diese Anordnung nicht berührt. Die notwendi-
gen eigentumsrechtlichen Regelungen erfolgen später im Flurbereinigungsplan.

In diesem Zusammenhang wird auf den Unterschied zwischen Eigentum und Besitz hingewiesen.
Eigentümer eines Grundstückes ist derjenige, der im Grundbuch eingetragen ist bzw. dessen
Erben. Der Eigentümer ist Inhaber der vollen Verfügungsgewalt über das Grundstück. Der Besit-
zer ist derjenige, dem der Eigentümer durch einen Vertrag (z. B. Pachtvertrag) gestattet hat, das
Grundstück zu nutzen und zu bewirtschaften.

D) Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die vorläufige Anordnung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch
beim Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark, Akazienweg 25, 39576 Sten-
dal erhoben werden.

Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann beim Oberverwaltungsgericht des Landes
Sachsen-Anhalt, Breiter Weg 203 - 206, 39104 Magdeburg Antrag auf Wiederherstellung der
aufschiebenden Wirkung gestellt werden.

^urTie^
Im Auftrag /^

./Hurtiei-

-l
\s

%

-^^^
Datenschutzrechtliche Hinweise

Aufgrund des gesetzlichen Auftrages nach dem Landwirtschaftsanpassungsgesetz/ Flurbereini-
gungsgesetz werden im vorliegenden Verfahren personenbezogene Daten nach Maßgabe der
Datenschutzgrundverordnung verarbeitet. Die datenschutzrechtlichen Hinweise können im In-
ternet unter- htt ://lsaurl.de/alffaltmarkds eingesehen werden oder sind beim ALFF Altmark zu
erhalten.
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Besitzregelungskarte zur vorläufigen Anordnung vom 20.07.2026

1:5.000
Verfahrensname: A14 Möringen

Verfahrensnummer: 611-37SDL041

Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark
39576 Stendal, Akazienweg 25

(Flurbereinigungs- und Flurneuordnungsbehörde)

Anlage 1Legende

Baufeld_VKE1.5

TornauFlur1

von der Besitzregelung betroffene Flurstücksflächen

Flurstücksgrenzen

Tornau Flur 1


